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VORWORT 

Globalislerung, die technologische und demografische Entwicklung sowie die notwendige Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte stellen das deutsche Bildungs- und Wissenschaftssystem vor große Herausforderungen. Ihre 
Komplexität erfordert ein Zusammenwirken aller Akteure. Insbesondere gilt es, Innovationen durch eine intensivere 
Kooperation von Wirtschaft und Wissenschaft sowie einen kontinuierlichen Wissenstransfer zu fördern und dem 
schon letzt spürbaren Fachkräftemangel nachhaltig entgegenzuwirken. 

Der weiter wachsende Bedarf an hochqualifiZierten Absolventen sOWie exzellenten Leistungen der Hochschulen 
In Forschung und lehre kann nicht durch einzelne befnstete Programme gedeckt werden. Die BundesvereInIgung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, der Bundesverband der Deutschen Industne, das Institut der deutschen Wirt­
schaft Köln und der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft plädieren für eine nachhaltige Kooperation von 
Bund und Ländern bel der HochschulfinanzIerung, um gemeinsam Anreize für Investitionen und für einen qualitäts­
fördernden Wettbewerb In Forschung und lehre zu setzen. Die Wirtschaft unterbreitet zehn Vorschläge, die alle 
Akteure und Handlungsfelder In einem ganzheitlichen Ansatz erfassen. 

Wir appellieren an alle Entscheidungsträger In Bund und Ländern, diese Vorschläge In die nun anstehenden Be­
ratungen und Entscheidungen über die künftigen FinanzIerungsstrukturen des Hochschulsystems einzubeziehen. 

Berlin, Im April 2013 

Dw. Mtuion Schick 
Vorstand Personal 

Deutsche Telekom AG; 

Vorsitzende des BDA/BDI/HRK­

ArbeitskreIses Hochschule/Wirtschaft 

Direktor 

Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

Generalsekretär 

Stifterverband für die 

Deutsche Wissenschaft 





ZUSAMMENFA55U.NG 

Mit ihren Vorschlägen für ein ganzheitliches, transpa­
rentes und leistungsorientiertes System der Hochschulfi­
nanzIerung erneuern BDA, BDI, IW Köln und der Stifter­
verband für die Deutsche Wissenschaft ihre Forderung 
nach einer grundlegenden Umgestaltung der FinanZie­
rung von Studium, Lehre und Forschung. Sie verfolgen 
damit das Ziel: 

1.. die Autonomie der Hochschulen sowie ihre 
Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit zu stärken, 
Insbesondere durch die Minimierung bestehender 
Fehlanreize und die Schaffung von Investitionsan­
reizen 

2. die nachhaltige FinanZierung der Hochschulen zu 
sichern 

3.. ein bundesweites, transparentes und an einheit­
liche Regeln gebundenes System zu schaffen, 
In dem Länder und Bund kooperativ zusammen­
wirken 

Studium, Lehre und Forschung als bestimmende Auf­
gaben- und Leistungsfelder der Hochschulen sind eng 
miteinander verflochten. Deshalb können die Mechanis­
men ihrer FinanZierung nicht unabhängig voneinander 
betrachtet werden. Die Vorschläge umfassen daher alle 
drei Komponenten. 

Die Hochschulen erbringen einen unverzlchtbaren 
Beitrag zur Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit 
Deutschlands. Hiervon profitiert die gesamte Gesell­
schaft und mit ihr auch die Wirtschaft, die auf gut aus­
gebildete Fachkräfte, neueste Forschungsergebnisse 
und hochwertige wissenschaftliche Dienstleistungen 
angewiesen ist. Ein ganzheitliches, transparentes und 
leistungsorientiertes System der HochschulfinanzIerung 
ISt Voraussetzung dafür, dass die Hochschulen den viel­
fältigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ansprü­
chen bestmöglich gerecht werden. 

Zusammenfassung 3 
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Die bisher befristete Bundesförderung durch den IB 

Hochschulpakt und die Kompensationsmittel für 
frühere Gememschaftsaufgaben sollte meine 
dauerhafte Beteiligung des Bundes an der Finan­
zierung von Studienplätzen umgewandelt werden 
(Abb. 1). Hierfür smd die entsprechenden gesetz­
lichen Grundlagen zu schaffen. Die Bundesmittel 
sollten den Hochschulen nach der Anzahl ihrer 
Absolventen zur Verfügung gestellt und m der IB 

Höhe nach der durchschnittlichen Kostenmtensität 
der leweiligen Fächergruppe differenziert werden 
(Hochschulabschlussförderung). 

Die bisherigen Drittmittel für die Lehre Im Rahmen 
befristeter Bund-Länder-Programme sollten zukünf­
tig In ein Förderwerk Hochschullehre fließen, das 
besonders vielversprechende Lehrprolekte und die 
Entwicklung und Anwendung neuer Lehrmethoden 
fördert. 

IB Die Studierenden beteiligen sich durch nachgela­
gert zu erhebende Studienbeiträge m angemesse­
ner und sozialverträglicher Welse an der Finanzie­
rung ihrer hochwertigen Ausbildung. 

Die StudienfinanzIerung sollte stärker an der Be­
dürftigkeit der Studierenden ausgerichtet werden. 
Dafür schlägt die Wirtschaft eme bessere Förde­
rung für BAföG-Empfänger, einen zmsgünstigen 
Bundesstudienkredit für alle Studierenden und die 
Umwandlung des Kindergelds in ein Grundbud­
get vor. 

Nach Auslaufen der Exzellenzinitiative und wei­
terer befristeter Bund-Länder-Programme der For­
schungsförderung sollten diese Mittel dafür genutzt 
werden, die Zusammenarbeit von außeruniversitä­
ren Forschungsemnchtungen mit Hochschulen zu 
fördern, eme angemessene Finanzierung der Voll­
kosten von Prolekten zu unterstützen sowie einen 
Erfolgszuschlag auf emgeworbene Drittmittelpro­
lekte emzuführen. 
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Abb. 1: Konzept für die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung von Forschung und Lehre an 
Hochschulen* 

FÖRDERUNG VON 
STUDIENPLÄTZEN 

Aus.·.den.·befti$tetell 
Bund-Länder~Progl"oml'r)en: 

DRITTtv\ITTE L 
FÜR DIE LEHRE 

Aus den befristeten 
Bund~tälider-Progr.ammen: 

···Wettbewerb 
;,A~fsfieg.·d~rch.·Blldvngfl 

.···.pVofessorinnen.Prc,grdm m 

VerfÜgbares Volumen: 
230 Mio,·€* 

Im Moq$11 vorgesehen. für: 

WETTBEWERBSFÖRDERUNG 
IN DER FORSCHUNG 

Aus de rI befristete n 
Bund-La nder-Programmen: 

• Hochschülpakt~Programm­
pauscholeOverheads 

•..•. ·.·E~zel·lent.initiotive 
• . Forschuogsfi)rderungaq 

Fachho<:hsc:hulen 

Verfügbares Volumen: 
ca. 650 Mio. €* 

Im Modell\forgesehen. für; 

• Angemessene Finanzie­
rUng der.·Qverheadkösten 
nachdem Gebot der 
Völlkosfehrec:hnUng bel 
Drittmittelprojekten 

•• Aufstockungder 
Fon>chungsdrittm ittel 
umlO% 

•.• Fi nanzieHe FÖrderung 
vonKooperofionen . der 
Hochschulenmitaußer~ 
universitä r.en· Fo rsc h ungs~ 
ei nrichtungen 

* Zahlungen des Bundes Im Rahmen befrISteter Bund-länder-Programme nach Art. 91 b GG und Kompensationszahlungen nach Entflechtungs­

gesetz Ijährliche Mittelwerte auf der BaSIS der Laufzeit der Programme bzw. festgelegte jährliche Kompensationszahlungen) 
Quelle: eigene Zusammenstellung 
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'Uf1~ ..• d.urc:~Ab~C)IV'~ntel1bC)n.us .... douerhGft.· an, der 
"if1cu'2ti~rlJ·ngder .L~"r.l:>eteiligen 

Die Grundfinanzierungder Hochschulen liegt in der Verantwortung der länder. Die derzeitigen Bundesmittel 
im Hochschulpakt unddie Kompensationsmittel für die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau sollten jedoch 
verstetigt und aisAbsolventenbonus direkt an die Hochschulen ausgezahlt werden. 

1I •. · .•.•.•....•... · ... ·.~ ...• · .. · ..•. · .•.. e ..•.. ·.· ...•••...•. r .. 9 .• ·.· •. G. b ••. · .•.. e ... · •.•.•..... · .•••...... y ....•.•. Q .• ·• .. , ••. · .•. n .•..••. • ..•..•.•.•.. G .•...••.•...•• r ... · ..•. " .•.••. · •. n ...•. (1.· •.. · .•. · ...... · ••.•.•.•.•••.. u .... · ....•... n .•...... ·.· •. d.· •.•.•. · •.•.• · •. D.· •. r .•••. i.t.·· .•.. t. m .••.....•.... ·.• .. I ••... ·.". e .. I •..••. ".. starker an I..eistungen in derl..ehre · koppeln 

Die Grundfinanzierung sollte im Rahmen der leistungsorientiertenMitteivergabe auch von den erbrachten Lehrleis­
tungen abhängen~ Darüber hinaus sollte ein Förderwerk Hochschullehre . herausragende Lehrvorhaben finanziell 
unterstützen. Dies setzt für die einzelne Einrichtung Anreize, um die Qualität der Lehre signifikant zu verbessern. 

Die Hochschulen sollten das Recht erhalten, Studienbeiträge einzuführen. Sie können damit direkt und signifi­
kant ihre Mittelbasis erweitern und besonders attraktive Studienangebote finanzieren. Die Sozialverträglichkeit 
der Studienbeiträge.sollte durch eine nachgelagerte Erhebung sichergestellt werden. 

Das BAföG sollte bedarfsgerecht ausgestattet, regelmäßig angepasst und BAföG-Darlehen bei 1.000 € pro 
Studiensemester gekappt werden. Für ein Bachelorstudium läge die max. Verschuldung bei 6.000-8.000 €. 
Damit läge der Darlehensanteil für Empfänger des BAföG-Höchstsatzes faktisch bei nur 25 %. 

Für alle Studierenden sollte ein Studienkredit mit niedriger Verzinsung und einkommensabhängigen Rückzah­
lungskondifionen zur Verfügung stehen. Die vielfältigen bestehenden Kreditangebote könnten hierdurch gebün~ 
delt werden. 



Bund und Lönder sollten Kooperationen von außeruniversitören Forschungseinrichtungen und Hochschulen 
rechtlich erleichtern und finanziell fördern. Hierdurch könnten komplementäre Forschungsinfrastrukturen besser 
genutzt und zu leistungsstärkeren Einheiten vernefzt werden. 

7 



8 

Die aktuelle Situation an den Hochschulen weist vIe­
le positive Entwicklungen auf. Nie zuvor gab es In 
Deutschland so viele Studienplätze und so viele Studien­
anfänger, noch nie einen so hohen Anteil lunger Men­
schen, die sich für ein Hochschulstudium entscheiden. 
Damit verbindet sich ein hoher Qualitätsanspruch an 
die Hochschulen, nämlich allen Studierenden ein hoch­
wertiges und Interessantes Studium anzubieten und die 
Studienabbruchquoten zu senken. Tatsächlich sind die 
Studierenden In wachsendem Maße mit ihrem Studium 
zufrieden, und Absolventen schaffen problemlos den 
Übergang in eine qualifizierte und attraktive Beschäfti­
gung. Zugleich tragen die Hochschulen maßgeblich zur 
leistungsfähigkeit der deutschen Forschungslandschaft 
bel und geben der Wirtschaft durch den Transfer ihrer 
ForschungsergebnIsse wichtige InnovationsImpulse. Die 
Hochschulen sind damit Stätten der Bildung und Kom­
petenzvermittlung, Wissensproduzenten und Innova­
tionsmotoren von großer Bedeutung. 

Derzeit Investieren die verschiedenen Mittelgeber inS­
gesamt rd. 29 Mrd. € In Forschung und lehre an Hoch­
schulen (Abb. 2). Damit haben sich die Gesamtausga­
ben (ohne Krankenbehandlung) in den letzten zehn 
Jahren um 43 % erhöht. Insbesondere In der Forschung 
konnte dank des Zuwachses an staatlichen und priva­
ten Drittmitteln eine Steigerung um 56 % verzeichnet 
werden. In der Lehre werden 34 % mehr Mittel aufge­
wendet. In Anbetracht des Stellenwerts von Forschung 

und lehre für die künftige wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Entwicklung gilt es, diesen positiven Trend 
fortzusetzen. 

Dies wird jedoch nicht ohne eine Verstetigung der Ko­
operation von Bund und ländern möglich sem. Denn 
die positiven Entwicklungen in Forschung und lehre 
smd das Ergebnis milliardenschwerer gememsamer 
Förderprogramme, mit denen derzeit erhebliche Kapa­
zitäten an den Hochschulen geschaffen werden. Dies 
gilt zum einen für die lehre: Der Hochschulpakt 2020 
dient hier dem bedarfsgerechten Aufbau von Studien­
plätzen, und durch den Qualitätspakt für Studium und 
lehre sowie zahlreiche weitere staatliche und private 
Förderinitiativen werden mnovative Ansätze guter Lehre 
gefördert. Zum anderen können auch m der Forschung 
viele exzellente Vorhaben nur dank großer Fördennitia­
tiven umgesetzt werden. Vor allem die ExzellenzInitiati­
ve hat starke Impulse gegeben und zur nationalen und 
mternationalen Sichtbarkeit deutscher Spitzenforschung 
beigetragen. 

Alle diese Programme beruhen auf einer engen Zusam­
menarbeit und gemeinsamen FinanzIerungsverantwor­
tung von Bund und Ländern, smd aber sämtlich nur auf 
eme begrenzte Dauer angelegt. So befinden sich In 
den rd. 29 Mrd. € Gesamtausgaben 2010 nicht nur of­
fiZiell ausgewiesene 2,7 Mrd. € Bundesmittel, sondern 
zusätzlich knapp 1,6 Mrd. €, die der Bund im Rahmen 

HOCHSCHULFINANZIERUNG 



Abb. 2: Finanzierung der Hochschulausgaben für Forschung und Lehre 

2010, 

Gesamt 

• Bund 

* mkluslve Gemeinden: 14 Mio. € 
Quelle: Statistisches Bundesami 

In Mlo. € 

11 Länder 

Forschung 

DFG 11 Privater Bereich 

Einleitung 

Lehre 

11 Ausland 
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Abb. 3: Finanzierung der Hochschulausgaben 

2010, nach finanzIerenden Sektoren, in Mio. € 

30.000 ------------____ ._ it 

20.000 .................................................... .. 

15.000 ___ _ 

• Bund • Lönder 

* inklusive Gemeinden: 14 Mio. € 

DFG 

Qualitätspakt Lehre: 0,086 

Aufstieg durch Bildung: 7,1 

Professorinnenprogramm: 15 

Forschung an Fachhochschulen: 36,9 

• Privater Bereich • Ausland 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundeshaushaltsplan 2012, Einzelplan 30 
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befnsteter Programme bereitstellte (Abb. 3). Ohne die 
m den Landesmitteln verbuchten Kompensationsmittel 
für die frühere Gememschaftsaufgabe Hochschulbau, 
ohne die Forschungsförderung nach dem EntFlechtungs­
gesetz und ohne die Bundesmittel für den Hochschul­
pakt wäre das finanzielle Engagement der Länder 2010 
um knapp 1 Mrd. € geringer ausgefallen. Auch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hätte ohne die 
Mittel für die Exzellenzinitiative und ohne die im Hoch­
schulpakt vergebenen Mittel für Prolekt-Overheads 
2010 gut 550 Mio. € weniger In die Forschung inves­
tieren können. 

Die Befristung der Bundesbeteiligung führt dazu, dass 
die genannten Kooperationsprogramme schon in we­
nigen Jahren auslaufen werden: Die ExzellenzInitiative 
endet Im Jahr 2017, der Hochschulpakt und der Qua­
litätspakt Lehre Im Jahr 2020. Aufgrund dessen sind 
Probleme für die Zukunft bereits jetzt absehbar. Große 
Herausforderungen wird vor allem die Schuldenbremse 
an die öffentlichen Haushalte stellen. Gerade m den 
weniger finanzkräftigen Ländern werden verstärkte 
Sparanstrengungen notwendig sem. Dies könnte dort 
zu emer drastischen Reduzierung der Hochschulbud­
gets und damit zu starken regionalen Verwerfungen füh­
ren. Verschärft wird dies noch dadurch, dass die 2007 
eingeführten Kompensationszahlungen des Bundes an 
die Länder für die frühere Gemeinschaftsaufgabe Hoch­
schulbau bereits ab 2014 ihre Zweckbmdung verlieren 
und ab 2019 ganz wegfallen. 

Für die Hochschulpolitik m Deutschland muss daher be­
reits jetzt die Frage gestellt werden, wie die momentan 
günstige Lage über die nächsten Jahre hinaus geSichert 
und womöglich noch verbessert werden kann. Notwen­
dig sind hierfür eme Verstetigung der Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern und eine Beibehaltung der ge­
meinsamen FinanzIerungsverantwortung. Dies kann am 
besten durch eme Änderung von Art. 91 b des Grundge­
setzes, anderenfalls auch einen Staatsvertrag oder eine 
Kombination aus beidem erreicht werden. So setzt auch 
die ebenfalls föderal organisierte Schweiz angesichts 
der Zukunftsherausforderungen In Forschung und Lehre 
auf eme starke Zusammenarbeit von Bund und Kanto­
nen und hat zu diesem Zweck bereits vor einigen Jahren 
die Verfassung geändert. Hierzulande sollten Bund und 
Länder die Möglichkeit haben, auf der Grundlage von 
Vereinbarungen bei der Förderung der Forschung wie 
auch der Lehre an Hochschulen dauerhaft zusammen­
zuwirken. Voraussetzung für eme Wirtschaftlichere und 
wissenschaftsadäquatere Mittelverwendung Ist zudem 
em hoher Grad an finanzieller Autonomie der Hoch­
schulen. 

Die Flexibilität, die das Wissenschaftsfreiheitsgesetz 
den außeruniversitären ForschungseInrIchtungen heute 
ermöglicht, sollte deshalb auch allen Hochschulen em­
geräumt werden. Gleichzeitig sollte die Chance genutzt 
werden, den zusätzlichen Mittelzufluss mit einer stärke­
ren NachfrageorIentierung und Wettbewerbsdynamik 
zu verbinden. Dazu formuliert die deutsche Wirtschaft 
in diesem Papier Vorschläge und Anregungen. 

Einleitung 1 1 
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FINANZIERUNG· •• DERHOCHSCHULLEHRE 

Ein bedarfsgerechtes Angebot an hochwertigen Studi­
enplätzen zu finanzieren, erfordert enorme finanzielle 
Anstrengungen seitens der Länder. Im Mittel sind pro 
Jahr Aufwendungen von 7.200 € notwendig, um einen 
einzigen Studienplatz adäquat auszustatten. Vor allem 
In der Medizm, aber auch In den Natur- und Ingenieur­
wIssenschaften liegt dieser Betrag wesentlich höher. Im 
Studienjahr 2011 nahmen 55 % eines Alterslahrgangs 
ein Studium auf. Aktuelle Berechnungen deuten darauf 
hin, dass die Studierendenzahl weit über das Jahr 2020 
hinaus auf hohem Niveau bleiben Wird. 

Dass es trotz angespannter Länderhaushalte m den ver­
gangenen Jahren einen beachtlichen Zuwachs an Stu­
dienplätzen gegeben hat, liegt vor allem daran, dass 
der Bund hierfür finanzielle Anreize gesetzt hat. Für 
leden zusätzlichen Studienplatz erhält ein Land derzeit 
13.000 € vom Bund. Die östlichen Bundesländer sowie 
die Stadtstaaten erhalten Bundesmittel sogar nur dafür, 
dass sie ihre bestehenden Kapazitäten weiterhin vorhal­
ten und nicht abbauen. 

Das Ende der gemeinsamen FinanZierung von Studien­
plätzen durch Bund und Länder Ist allerdings absehbar. 
Nach den geltenden Absprachen scheidet der Bund 
2020 als Mittelgeber aus. Dann werden die strukturell 
bedingten Defizite der HochschulfinanzIerung Wieder 
Wirksam werden, die durch die zeitlich begrenzte Bun­
desbeteiligung momentan kompensiert, nicht aber dau-

erhaft eliminiert werden. Denn für ledes einzelne Bun­
desland besteht kaum ein Anreiz, In besonderem Maße 
m die Ausbildung der Studierenden zu Investieren. 
Hochschulabsolventen smd mobil und wandern nach ih­
rem Studium In andere Bundesländer ab, wenn sie dort 
bessere Perspektiven haben. Es ISt deshalb für die Län­
der finanziell attraktiver, Im eigenen Land unter Bedarf 
auszubilden und stattdessen auf den Zuzug von Absol­
venten aus anderen BundeslCindern zu setzen. Weitere 
schwerwiegende Fehlanreize setzt der Hochschulpakt 
selbst, Indem die Gewährung der Bundesmittel allein 
von der Aufnahme, nicht hingegen vom erfolgreichen 
Abschluss emes Studiums abhängt. Ein Land erhält also 
auch dann den vollen Förderbetrag, wenn der Student 
sem Studium abbricht oder In em anderes Bundesland 
wechselt. 

Studien beiträge könnten ein wichtiges Element einer 
mvestitionsorientierten HochschulfinanzIerung sein 
und smd In Anbetracht der überdurchschnittlichen Ver­
dienstaussIchten der Absolventen auch unter sozialen 
Gesichtspunkten gerechtfertigt. Im Gegensatz zu Vielen 
anderen Ländern Wird ein Studium In Deutschland aller­
dings von Vielen nicht als eine Investition In den eigenen 
Beruf und die persönliche Karnere verstanden, sondern 
als ein kostenlos vom Staat bereitzustellendes Angebot. 
Es Ist deshalb bisher nicht gelungen, die Studieren­
den nachhaltig und flächendeckend an der FinanZie­
rung ihres Studiums zu beteiligen. Da der Bund keine 

HOCHSCHUlFINANZIERUNG 



Zuständigkeit für Studienbeiträge hat und die meisten 
Bundesländer nicht die politische Kraft besitzen, diese 
einzuführen oder langfrIStig aufrechtzuerhalten, fehlt 
in Deutschland diese wichtige Säule der Hochschul­
finanzIerung. 

BDA, BDI, das Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
und der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
haben bereits 2008 emen Vorschlag zur Neugestal­
tung der Finanzlerungssfröme vorgelegt (siehe lnfokas­
fen). Ein solches System der HochschulfinanzIerung wür­
de am besten gewährleisten, dass Studienangebote In 

Deutschland dauerhaft Im gewünschten Umfang und In 

der gewünschten Qualität zur Verfügung stehen. 

IN~~srII~9N~()IlI~.Ntl~~~E.·~().CHSCHULFINANZIERUNG: 
DAS·.' MO.DELL· •• QER.· •• WIRTSCHAFT 

Die .• ·üa •• ndeLs()llt~9·.·.~·i.nef1 .•• Tei.I .• ·i·ht~r •• ·HocKsch·.uld.lJs~.?b~.n 
i·n ••. e·i~·.~n .••. l:)V.~9~~YY:fJite9·.'fi9onil:j7rlJp~§pqol··.7in.~.ringen! 
in •. den •.•. av~~Ä7rBv~q. Fin~ohlt.~ip.T7i 1 .• der •.•. Kprtenfür 
cle?I\Y$bqYi~?J1 •• ?tvdiemkap(];z;it(Jt~ll)NÜrcl.~·.dornit .vqn 
oH~nit~I"jArm~~rn~in$orn·g~tr9~~n·7.eiD.AnrfJi+.JDr 
di.e •. lqnder.zlJr ...• lny~§titjon.in+~$~.Jz.li(;he •. hoeh'N~rtige 
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Zumindest die folgenden drei Schritte sind dringend 
notwendig, um eine ausreichende Finanzierung der 
Hochschullehre nachhaltig zu sichern: 

11 

11 

11 

Bund durch Absolventenbonus dauerhaft an der 
Finanzierung der Hochschullehre beteiligen 

Vergabe von Grund- und Drittmitteln stärker an 
Leistungen In der Lehre koppeln 

Studierende sozIalverträglich an den Studien­
kosten beteiligen 

durch AbsolvenfenbcnuJs d~uerhaft an 
Fin~n:zierung der H(lHChsduJ~iet'ire De1reU'I~ 

gen 

Der Bund sollte sein Engagement In der Finanzierung 
von Studienplätzen auch über das Jahr 2020 hinaus 
auf dem bisherigen Niveau beibehalten. Auf diese 
Welse könnten die derzeitigen Hochschulpaktmittel 
und die Kompensationsmittel für die früheren Gemein­
schaftsaufgaben Hochschulbau und Bildungsplanung 
für die Hochschulen gesichert werden. Geht man von 
den durchschnittlichen Jahresbeträgen aus, die für 
diese Programme zur Verfügung stehen, so könnte 
die Hochschulausbildung langfnstig mit Bundesmitteln 
i. H. v. rd. 1,7 Mrd. € pro Jahr unterstützt werden. 

Im Hochschulpakt fördert der Bund die Schaffung von 
Studienplätzen, die zu einer Vergrößerung der KapazI­
täten über den Stand von 2005 hinaus führen. "Alte" 
und "neue

lJ 

Studienplätze werden also ungleich be­
handelt. Dieser Ansatz ist für ein langfnstig angelegtes 
Modell nicht geeignet. Vielmehr sollten die Bundesmittel 
den Hochschulen nach der Anzahl ihrer Absolventen 
zur Verfügung gestellt werden. In ihrer Höhe Sind die 
Mittel nach der durchschnittlichen Kostenmtensität der 
leweiligen Fächergruppen zu differenZieren. Dies wür­
de Anreize setzen, die Studierenden zum schnellen und 
erfolgreichen Abschluss ihres Studiums zu führen. Eine 
effektive Interne und externe QualitätssIcherung muss 
sicherstellen, dass ein kontinuierlich hohes Ausbildungs­
niveau und die Einhaltung der Standards wissenschaftli­
chen Arbeitens gewährleistet smd. 

OC';;II"Ull'1lri~ und l);rithwüt'tAI!1I'l ~l~i'i!~·k·i!ti.~ 

lehre Ko,p~le~n 

Bereits letzt wird In den meisten Bundesländern ein 
Teil der Mittel nach LeistungsIndikatoren oder auf der 
Grundlage von Zielveretnbarungen vergeben. Nicht 
überall Ist es jedoch gelungen, die Vielfalt der Bi!­
dungszIele Sinnvoll zu bündeln und adäquat In Indi­
katoren zu erfassen, den Aufwand niedrig zu halten 
und nichtintendierte Auswirkungen zu vermelden. Die 
Mechanismen der lelstungsonentierten MitteIverga­
be müssen daher weiterentwickelt und zlelgenauer 
ausgerichtet werden. So könnten beispielsweise für 
ausländische oder nicht traditionelle, beruflich ausge-
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bildete Studierende höhere Förderbeträge vergeben 
werden. Eine SteuerungswIrkung entfalten die Systeme 
zudem nur, wenn ein relevanter Teil der zu vergeben­
den Mittel einbezogen wird. Die Länder sollten daher 
mindestens 20 % ihrer Grundmittel an erbrachte Leis­
tungen knüpfen. Das Ist bel Weitem nicht überall der 
Fall: Der Anteil der lelstungs- und belastungsonentiert 
vergebenen Mittel an den gesamten Landeszuschüs­
sen variierte Im Jahr 2011 zWischen 28 % (Berlin) und 
1 A % (Sachsen). 

Die Reputation der Lehre wie auch ihr Stellenwert In den 
Hochschulstrategien sollten zudem dadurch verbessert 
werden, dass mehr Mittel für die Lehre Im Wettbewerb 
vergeben werden. Die bisherigen Prolektmittel von Bund 
und Ländern sollten verstetigt werden. Im jährlichen 
Durchschnitt der Laufzeit dieser Programme würden da­
durch pro Jahr rd. 230 Mio. € zur Verfügung stehen. 
Gerade die Förderung neuer Lehrstrukturen sowie Bera­
tungs- und Unterstützungsstrukturen für besondere Ziel­
gruppen müssen langfnstig und nachhaltig ausgelegt 
werden. Ebenso wichtig wie die Strukturförderung In der 
Lehre ISt die Einzelförderung herausragender Lehrvorha­
ben. Um die wettbewerbliche Vergabe von Drittmitteln 
In der Lehre institutionell zu verankern und das Enga­
gement von Bund und Ländern zu koordinieren, sollten 
diese Aktivitäten In einer gemeinsamen Einrichtung ge­
bündelt werden, beispielsweise in einem Förderwerk 
Hochschullehre. Diese sollte, analog zur DFG, von den 
Hochschulen getragen werden und der Hochschullehre 
eine Stimme geben, die Vernetzung von herausragen­
den Lehrenden betreiben und In Peer-Review-gestützten 

wettbewerblichen Auswahlverfahren systematisch und 
kontinuierlich Innovative Lehrprolekte und Studienreform­
vorhaben fördern. 

Da von einem Studium leder Einzelne wie auch die 
Gesellschaft Insgesamt profitiert, bedeutet eine Kombi­
nation aus staatlicher GrundfinanzIerung und modera­
ten Semesterbeiträgen In Höhe der bislang erhobenen 
500 € eine angemessene Verteilung der finanziellen 
Lasten. Die Hochschulen sollten daher das Recht ha­
ben, Studienbeiträge zu erheben, deren Höhe sie biS 
zum genannten Betrag selbst festlegen und mit denen 
sie ihre Angebote In Studium und Lehre wesentlich ver­
bessern können. Die positiven Effekte solcher Beiträge, 
die ab 2006 sukzeSSive In Sieben Bundesländern einge­
führt wurden, konnten durch empirische Studien genau­
so belegt werden wie ihre Sozialverträglichkeit. Den­
noch hat eine kurzsichtige Bildungspolitik dazu geführt, 
dass sie Vielerorts Wieder abgeschafft und durch staat­
liche Kompensationszahlungen ersetzt wurden. Hierfür 
werden derzeit jährlich 546 Mio. € an Steuermitteln 
aufgewendet, die für die zIelgerichtete Unterstützung 
SOZial bedürftiger Studierender fehlen. 

Würden die Hochschulen In allen Bundesländern Stu­
dienbeiträge i. H. v. 500 € pro Semester erheben, so 
stünden dadurch jährlich rd. 2,5 Mrd. € private Mittel 
für die Lehre zur Verfügung. Die SozIalverträglichkeit 
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der Beiträge kann und sollte dadurch hergestellt wer­
den, dass sie nachgelagert erhoben werden. Eine eln­
kommensabhängige und zInsfreie Rückzahlung, wie 
sie etwa In Australien seit langem praktiziert wird, !st 
sozial gerecht, verhindert Abschreckungseffekte und 

FINAN2IERUNG·DESS1UDIUMS 

Ein Studium Ist eine lohnenswerte Investition, die aller­
dings nicht alle Studiemnteresslerten ohne weiteres aus 
eigenen Mitteln aufbringen können. Auch wenn Immer 
mehr lunge Menschen ein Studium aufnehmen, darf 
dies über die nach wie vor bestehenden sozialen Unter­
schiede nicht hinwegtäuschen. Noch Immer verzichten 
überdurchschnittlich häufig begabte Abiturienten aus 
einkommensschwachen Haushalten auf em Studium. Die 
Frage der StudienfinanzIerung Ist schon vor BeglIln des 
Studiums relevant: Für 36 % der Studienberechtigten aus 
Nicht-Akademiker-Haushalten haben die erwarteten Stu­
dienkosten großen Einfluss auf die Entscheidung für oder 
gegen ein Studium. Be! den AkademikerkIndern sagen 
dies hingegen nur 23 %. Bei der sozial schwächsten 
Gruppe hat nur gut leder Fünfte elll Gefühl von finan­
Zieller Sicherheit Im Studium, während dies bel den Stu­
dierenden aus der SOZialen Spitzengruppe leder Zwei­
te 1St. Um Bildungs- und damit Chancengerechtigkeit In 

Deutschland zu verwirklichen, müssen knappe staatliche 
Mittel vor allem denlenlgen Studierenden zugutekom­
men, die eine staatliche Unterstützung benötigen. 

erhöht gleichzeitig die Studienbeteiligung. In Deutsch­
land hatte Hamburg mit der Einführung nachgelagerter 
Studiengebühren für staatliche Hochschulen begonnen. 
Die Erfahrungen können als Ausgangspunkt für ein bun­
desweites System genutzt werden. 

Im Jahr 2010 belief Sich die staatliche Beihilfe für Stu­
dierende und ihre Eltern auf Insgesamt rd. 9,6 Mrd. €. 
Die staatliche Unterstützung umfasst 28 Einzelposten, 
die Sich m drei Gruppen unterteilen lassen (Abb. 4): 

1. Direkte monetäre Unterstützung der Studierenden 
(rd. 1,7 Mrd. €), vor allem der nicht rückzahlbare 
BAföG-Anteil. Dieser Wird emkommensabhängig 
vergeben und unterstützt die SOZial Schwächeren. 

2. Direkte nicht monetäre Unterstützung von Studie­
renden (rd. 4,0 Mrd. €), beispielsweise Subventi­
onen für die Krankenversicherung und den öffent­
lichen Personennahverkehr. Diese Maßnahmen 
kommen allen Studierenden gleichermaßen zu­
gute. 

3. Indirekte Unterstützung der Eltern (rd. 3,9 Mrd. €). 
Leistungen wie das Kindergeld und verschiedene 
Kinderzulagen Sind ebenfalls für alle Studierenden 
gleich. Hinzu kommen verschiedene Steuerentlas-
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Abb. 4: Staatliche Aufwendungen zur Subventionierung der Studienfinanzierung 

2010, In MIO, € 

Überwiegend für 
Studierende aus 

einkommensstarken 
Haushalten 

Für alle Studierenden 
gleich 

Überwiegend für 
Studierende aus 

einkommensschwachen 
Haushalten 

Indirekte monetöre unterstützung: Klf1del'cwld 

Direkte nicht rnonelöre Unlerstüfzunq: Krankenverslcnerunn 

Direkte monetäre Unterstülzung: sonstige 

Direkte monetäre Unterstützung: BAföG 

Quellen: Schwarzenberger 2008, Berechnungen des IW Köln 
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tungen wie der Kinderfreibetrag, der Freibetrag für 
den Ausbildungsbedarf sowie der AusbildungsfreI­
betrag i. H. v. Insgesamt rd. 469 Mio. €. 

Gemessen an dem Gesamtbetrag von rd. 9,6 Mrd. € 
Ist der Anteil der Gelder, die aus sozialen Erwägungen 
vergeben werden, mit rd. 18 % erstaunlich germg. Rund 
drei Viertel der Leistungen kommen allen Studierenden 
ohne Ansehen ihrer sozialen Lage gleichermaßen zu­
gute. Von den steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten 
Im Rahmen des Familienleistungsausgleichs, die mit den 
genannten rd. 469 Mio. € knapp 5 % der staatlichen 
Unterstützung ausmachen, profitieren gutverdienende 
Familien überdurchschnittlich. Diese Verteilung führt 
dazu, dass die Studierenden aus den unterschiedlichen 
sozialen Gruppen in nahezu gleicher Höhe unterstützt 
werden. 

Fazit: Die staatliche Unterstützung ISt für alle fast gleich, 
die Probleme der Studienfinanzierung sind es nicht. 
Hiervon Sind Vielmehr besonders Personen betroffen, 
die in hohem Maß auf staatliche Förderung angewie­
sen sind, um ihren Studienwunsch überhaupt realisieren 
zu können. Ein gutes Viertel der Studierenden erhielt 
2010 Leistungen nach dem BAföG. Der durchschnittli­
che monatliche Förderbeitrag lag bei 436 €, ein Drittel 
erhält sogar über 550 € pro Monat. Zu oft aber führt 
UnSicherheit über die Finanzierung des gesamten Studi­
ums und die spätere Rückzahlung eventueller Kredite zu 
Entscheidungen gegen em Studium. Diese Problemlage 
besteht unabhängig davon, ob Hochschulen Studien­
beiträge erheben oder nicht. 

Für eme Reform der staatlichen Studienfinanzierung 
Sind keme zusätzlichen Mittel notwendig. Hierfür be­
darf es vielmehr einer Umgestaltung der Familien- und 
Ausbildungsförderung, um die staatlichen Mittel zielge­
nauer zu verteilen. Die Politik ISt aufgefordert, hierfür 
em schlÜSSiges Gesamtkonzept vorzulegen. 

Die folgenden vier Elemente Sind für ein gut funktionie­
rendes System der StudienfinanzIerung dringend not­
wendig und in einem solchen Gesamtkonzept zu be­
rücksichtigen: 

• BAföG-Empfänger finanziell entlasten 

• Bundesstudienkredit als Angebot für leden 
Studierenden schaffen 

• Kindergeld In Grundbudget für leden 
Studierenden umwandeln 

• Stipendienkultur stärken 

Um den FinanzIerungsbeitrag von Studierenden aus 
einkommensschwachen Familien auf ein moderates 
Maß zu begrenzen, sollte eine Kappungsgrenze von 
1.000 € Schulden pro Studiensemester für den Darle-
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hensanteil beim BAföG vorgesehen werden. Wer den 
BAföG-Höchstsatz von derzeit 670 € erhält und sein 
Bachelorstudium in der Regelstudienzeit absolviert, für 
den betrüge der Darlehensanteil am BAföG statt derzeit 
50 nur 25 % und er hätte bel Beginn der Rückzahlung 
nur 6.000-8.000 € zInsfreien Kredit zu tilgen. Nur für 
ein Bachelor- und Masterstudium zusammen liegt die 
max. Verschuldung noch bel 10.000 €, der derzeitigen 
Höchstgrenze für alle Absolventen. 

Darüber hinaus muss der BAföG-Satz regelmäßig an 
die Entwicklung der Lebenshaltungskosten angepasst 
werden, um kontinuierlich bedarfsgerecht zu sein. Si­
cherzustellen Ist zudem, dass die BAföG-Förderung alle 
Studierenden erreicht, die Probleme bei der Finanzie­
rung ihres Lebensunterhalts haben. Dies trifft derzeit auf 
etwa ein Drittel aller Studierenden zu, aber nur leder 
vierte Studierende erhält BAföG. 

ßundesstudienkredit als Angebot für ieden 
Studierenden schaffen 

Das studien begleitende Jobben, mit dem le nach sozia­
ler Herkunft 20-30 % der Lebenshaltungskosten erwirt­
schaftet werden, kann einerseits wertvolle Einblicke in 
die BerufspraxIs bieten, andererseits aber bei straff ge­
takteten Studiengängen zu belastenden Zeitproblemen 
führen. Allen Studierenden sollte daher ein günstiger 
Studienkredit offenstehen. Hierfür sollten die gegenwär­
tig bereits bestehenden, teils staatlich subventionierten 
Kreditangebote wie der Studienkredit der KfW und 

der Bildungskredit des Bundesbildungsmlnlstenums Im 
Sinne einer höheren Transparenz In einen Bundesstu­
dienkredit zusammengeführt werden. Ein bundeswei­
tes Kreditangebot mit dauerhaft niedriger Verzinsung 
und eInkommensabhängigen Rückzahlungskonditionen 
wäre ein Instrument für eine sozIalverträgliche Abfede­
rung von Studienkosten, die über den durch das BAföG 
abgedeckten Grundbedarf hinaus entstehen. Ein Teil 
der zusätzlichen Kosten, die ein derartiger Bundesstu­
dienkredit verursachen würde, könnte durch EffizIenz­
gewInne aus der Zusammenführung bislang getrennter 
Systeme gedeckt werden. 

Ein neues StudienfinanzIerungsmodell sollte nicht nur 
zieigenauer sein, sondern auch eine stärkere Unab­
hängigkeit von Elternbeitrag und studienbegleitenden 
Jobverpflichtungen ermöglichen. Nicht nur einkom­
mensstarke Familien unterstützen ihren studierenden 
Nachwuchs, sondern auch weniger vermögende Eltern 
leisten einen Beitrag. Bel der Kalkulation der BAföG-Zu­
wendungen wird davon ausgegangen, dass die Eltern 
die für den Unterhalt bereitgestellten staatlichen Trans­
fers wie Kindergeld an die studierenden Kinder weiter­
reichen. Bel der Mehrheit ist dies auch der Fall, bei gut 
emem Drittel nach den Analysen der SozIalerhebung 
aber nicht. Das Kindergeld sollte den Studierenden da­
her direkt als Grundbudget ausgezahlt werden. 
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Mit Stipendien können leistungsstarke und engagierte 
Studierende zlelgenchtet finanziell unterstützt werden. 
Neben den öffentlich finanzierten Stipendienprogram­
men sollte der Staat weiterhin die Bereitschaft privater 
Stifter zur Einrichtung von Stipendien fördern, wie dies 
derzeit vor allem In Form des Deutschlandstipendiums 

geschieht. Erste Erfahrungen zeigen, dass sich die Sti­
pendienkultur In Deutschland positiv entwickelt. Es be­
darf einer langfristigen Unterstützungsstrategie seitens 
des Staates, die auf eine nachhaltige Vernetzung von 
Hochschulen und Stiftern, die Schaffung einer soliden 
VertrauensbasIs zWischen belden und einen kontinuier­
lichen Aufwuchs an Stipendien setzt. 

Die Hochschulforschung wird ungeachtet ihrer großen .. Der Anteil von Drittmitteln aus der Wirtschaft an 
allen Hochschuldrittmitteln nimmt ab. Das schadet 
mittel- und langfnstig der Innovations.onentierung 
am Forschungsstandort Deutschland. 

gesamtstaatlichen Bedeutung Im Wesentlichen aus den 
Grundmitteln der Länder für Forschung und Lehre finan­
Ziert. Hinzu kommen vor allem öffentliche Drittmittel 
aus dem wIssenschaftsgeleiteten exzellenzonentierten 
DFG- oder ERC-Forschungswettbewerb, die staatlichen .. 
Drittmittel aus der eher anwendungsonentierten Prolekt­
förderung von Bund und EU sowie die privaten Drittmit-
tel aus eher anwendungsorientierten Projekten mit der 
Wirtschaft und anderen gesellschaftlichen Institutionen. 
Zum Teil mischen sich öffentliche und pnvate Mittel Im 
anwendungsonentierten Forschungswettbewerb. 

Die letzlge FinanZierung der Hochschulforschung offen-
bart drei Probleme: .. 

Da die länder den Großteil der Grundmittel für 
lehre und Forschung zur Verfügung stellen, Sind 
die Hochschulen auch bel der Wahrnehmung 
ihrer Forschungsaufgaben stark vom leweiligen 
Länderhaushalt abhängig. Da aber die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Länder unterschiedlich Ist, 
können die Hochschulen schon strukturell oft nicht 
auf Augenhöhe miteinander konkurrieren. 

Die Hochschulforschung ISt In ihrer Ausstattung 
gegenüber der außeruniversitären Forschung be­
nachteiligt, deren Mittel sich aufgrund des Pakts für 
Forschung und Innovation jährlich um 5 % erhöhen. 
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Nach Auslaufen der ExzellenzInitiative 2017 dürfte sich 
die Lage noch verschärfen. Auch international erstklas­
sige Forschungsstrukturen könnten dann dem Rotstift 
zum Opfer fallen, weil sie für ein einzelnes Bundesland 
nur schwer bezahlbar smd. Spätestens mit Blick auf die­
sen Zeitpunkt stellt sich also die Frage, wie die künftige 
Finanzierung der Hochschulforschung aussehen sollte. 

Der oben vorgeschlagene Absolventenbonus aus Bun­
desmitteln wird zu einem beträchtlichen Teil auch zu 
besseren Wettbewerbsbedingungen der deutschen 
Hochschulen in der Forschung beitragen. Es sind le­
doch weitere Maßnahmen notwendig, um die Finanzie­
rung der Hochschulforschung nachhaltig zu sichern: 

• Angemessene Finanzierung der Vollkosten bei, 
Drittmittelprolekten sicherstellen 

• Einwerbung von Forschungsdrittmitteln fördern 

• Kooperationen und Fusionen zwischen Hochschu­
len und außeruniversitären Forschungseinnchtun­
gen erleichtern und finanziell fördern 

Angemessene Finan~ierung der VoUkosten 
bei Driffmittelproiekten sicherstellen 

In emem zunehmend wettbewerblichen System der 
ForschungsfinanzIerung, In dem em Großteil der For­
schungsvorhaben durch prolektgebundene Drittmittel 
finanziert wtrd, fällt es gerade drittmittelstarken Hoch­
schulen oft schwer, ihre steigenden Overheadkosten zu 
decken. Die bisherige Lösung, Drittmittelprolekte aus 
den Grundmitteln mitzufinanzieren, führt zu Beeinträch­
tigungen bel der Wahrnehmung anderer Aufgaben 
der Hochschule, die eigentlich durch die Grundmittel 
zu decken wären, z. B. In der Lehre. Gleichzeitig wird 
der strategische Handlungsspielraum der Hochschulen 
unangemessen eingeschränkt. 

Um dies zu vermelden, müssen Projekte, die mit Dritt­
mitteln bestritten werden, transparent geplant und die 
Voll kosten durch den Drittmittelgeber angemessen, In 
der Regel in voller Höhe, finanziert werden. Die da­
für notwendige Kostentransparenz ISt mit minimalem 
Aufwand nach den Geboten der Vollkostenrechnung 
herzustellen. Eine kaufmännische Rechnungslegung und 
ein professionelles Wissenschaftscontrolling sind dafür 
die Voraussetzung. Grundsätzlich sind m der Zusam­
menarbeit mit Wirtschaftsunternehmen die Regeln des 
EU-Beihilferahmens für Forschung, Entwicklung und In­
novation zu beachten. 
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Die vorgeschlagene Änderung des Art. 91 b GG 
ermöglicht es dem Bund, die Mittel der Exzellenz­
initiative zu verstetigen und nach Kritenen der For­
schungsexzellenz zu verteilen. Dies sollte ledoch an­
ders erfolgen als Im blshertgen Exzellenzwettbewerb, 
der durch JuryentscheIdungen und diskontinuierliche 
Mittelzuflüsse gekennzeichnet 1St. Zukünftig sollte auf 
emen Wettbewerb gesetzt werden, der emer kontinu­
Ierlichen Exzellenzstärkung dient. Der Bund sollte die 
von den Hochschulen emgeworbenen Forschungsd­
rittmittel, die die Hochschulen über DFG- und andere 
Anträge, Forschungsaufträge und -kooperationen Im 
Wettbewerb akquiriert haben, pauschal um 10 % auf­
stocken. Damit käme dieser Bonus neben der exzel­
lenten (Grundlagen-)Forschung msbesondere auch der 
anwendungsonentierten Forschung zur Förderung der 
Kooperation zWischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Gesellschaft zugute. Zugleich gibt dieses Matchmg­
Funds-Prtnzlp privaten Drittmittelgebern zusätzliche 
Anreize für die Forschungsförderung. 

Eine Folge des gegenwärtig hohen Anteils der Län­
der an der Finanzierung der Hochschulen ISt die ge­
genüber außeruniversitären Forschungsmstitutionen 
schlechtere finanzielle Ausstattung der Hochschulfor­
schung. Die durch die Exzellenzmitiative angestoße­
ne Vernetzung von außeruniversitären Forschungsem­
rIchtungen und Universitäten sollte weiter unterstützt 
werden, um mternational wettbewerbsfähige und für 
exzellente Wissenschaftler und Unternehmen attraktive 
Forschungsschwerpunkte zu bilden. Außeruniversitäre 
Forschungsemnchtungen und Hochschulen sollten er­
mutigt werden, ihre Forschung m möglichst autonomen 
und langfristig angelegten Organlsationsemheiten zu­
sammenzuführen. Die Politik sollte die Änderung des 
Art. 91 b GG nutzen, um Kooperationen von außerunI­
versitären Forschungseinnchtungen, Universitäten und 
forschungsstarken Fachhochschulen rechtlich zu erleich­
tern und finanziell zu fördern. 
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